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Pflegeregress entfällt auch für Paare 
Jetzt liegt der Schlachtplan zur Abschaffung des Regresses vor: Er dürfte Eheleute, 
eingetragene Partner und ebenso Geschiedene freuen. Von Thomas Rossacher.  
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Ob man ihn nun "Angehörigenstrafsteuer" oder "Verpflichtung zur Leistung eines 
Aufwandersatzes" genannt hat: Der Regress fällt in der Steiermark mit 1. Juli. Nun liegen die 
entsprechenden Novellen für Pflege und Mindestsicherung vor, nächsten Dienstag sollen sie 
grünes Licht von der Landespolitik erhalten. Im Entwurf sind, was die Betroffenen freuen 
wird, nicht nur die Kinder von Pflegeheimbewohnern (und Mindestsicherungsempfängern) 
berücksichtigt. Der Regress soll außerdem für Eheleute, für eingetragene Partner sowie nach 
Scheidung beziehungsweise Auflösung der Partnerschaft kein Thema mehr sein. Auch auf 
den "Regress durch die Hintertür" durch Klagen der Kinder beziehungsweise Partner 
verzichtet das Land ausdrücklich. Einzig, wenn ein Unterhaltsanspruch vor dem 1. Juli vom 
Gericht bereits festgestellt worden ist, wird die öffentliche Hand auf dieses Geld zugreifen. 

Wobei Pflegelandesrat Christopher Drexler, Sozialreferent Siegfried Schrittweiser und 
Beamte aus den (schlechten) Erfahrungen in der Vergangenheit gelernt haben. Im Entwurf ist 
daher festgehalten, dass Ersatzansprüche gegenüber "Kindern, Eltern, Großeltern, 
Enkelkindern und Ehegatten" nicht geltend gemacht werden können. Auch wird klargestellt,  



   
 

dass das Land und die Gemeinden - sie teilen sich die Kosten 60 zu 40 Prozent - auf 
Schmerzensgeld nicht Anspruch erheben wollen. 

Freilich bestätigen wieder Ausnahmen die Regel: So werden jene "Unterhaltsansprüche 
berücksichtigt, die gerichtlich oder behördlich festgelegt und somit exekutierbar sind". In der 
Praxis bedeutet das: Erhält eine Pflegeheimbewohnerin vom geschiedenen Mann einen 
Unterhalt, wird er (teils) zur Abdeckung des Pflegeaufwandes herangezogen. 

Kein Geld zurück 

Forderungen der Opposition, die einkassierten Regressmittel sollen zurückbezahlt werden, 
werden - wenig überraschend - nicht erfüllt. Außerdem wollen die Reformpartner unter 
laufende Streitfälle keinen Schlussstrich ziehen. Sollte ein Steirer also nach dem 1. Juli mit 
seiner Beschwerde abblitzen, will das Land rückwirkend den Regress von ihm einheben - die 
Juni-Rate inklusive. Zumal der Regress ja im Mai und im Juni noch gültiges Recht ist und - 
auch bei Kindern - noch eingehoben wird. 
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